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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 33. 


= 


Marienwerder, den 14. Auguſt 1895. 


1895. 


Die Nummer 23 der Geſetz⸗Sammlung enthäli nicht zu ermöglichen iſt, im Wege der Enteignung für 


unter 

Nr. 9765 das Geſetz, betreffend die Ausdehnung 
verſchiedener Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes 
dom 24. Juni 1865 auf den Stein- und Kaliſalzberg⸗ 
au in der Provinz Hannover. Vom 14. Juli 1895; 
und unter 

Nr. 9766 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, 

betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Düren, 
Zeilenkirchen, Gemünd, Bonn, Euskirchen, Rheinbach, 
Siegburg, Geldern, Adenau, Ahrweiler, Boppard, 
Koblenz, Sankt Goar, Kirchberg, Münſtermaifeld, Sim⸗ 
mern, Bensberg, Grevenbroich, Tholey, Ottweiler, 
Trier, Wittlich, Neumagen, Prüm und Saarburg. 
Vom 30. Juli 1895. 


ER Die Nummer 29 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
er 

E Nr. 9767 das Geſetz, betreffend die Ergänzung 
des § 98 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 
1879. Vom 14. Juli 1895; und unter 

1895 Nr. 9768 das Jagdſcheingeſetz vom 31. Juli 


110 Die Nummer 30 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
er 

. Nr. 2258 die Verordnung, betreffend die Ein⸗ 
Übrung der Strandungsordnung in Helgoland, vom 
0. Juli 1895. 


unter 
. Nr. 2260 das Geſetz, betreffend die Beſtrafung 
des Sklavenraubes und des Sklavenhandels. Vom 
Juli 1895; und unter 

h Nr. 2261 das Geſetz, betreffend die Abänderung 
ges Geſetzes vom 12. März 1893 über die Einführung 
a einheitlichen Zeitbeftimmung (Reichs⸗Geſetzblatt 
ge). Vom 31. Juli 1895. 


Verordnungen und Bekauntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


0 Auf Ihren Bericht 
Bin 


wu . von Graudenz erforderlich 


Die Nummer 32 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 3) 


rde oder noch wird, ſoweit ein freihändiger Ankauf 


die Militär⸗Verwaltung erworben werden dürfen. 

Neues Palais, den 18. Juni 1895. 

gez. Wilhelm R. 

ggez. Bronſart v. Schellendorff. von Köller. 

An den Kriegsminiſter und den Miniſter des 
Innern. 
2) Bekanntmachung. 
Nach dem Beſchluſſe des Bundesraths vom 
4. dieſes Monats kann als Ausnahme von dem im 
§ 27 des Geſetzes über die Beſteuerung des Tabaks 
vom 16. Juli 1879 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) enthaltenen 
Verbote der Verwendung von Tabakſurrogaten die Ver⸗ 
wendung von Vanilleroots bei der Herſtellung von 
Tabakfabrikaten von den Zolldirektivbehörden wider⸗ 
ruflich geſtattet werden. Die dabei zu beobachtenden 
Kontrolevorſchriften werden den Fabrikanten auf Er⸗ 
ſuchen von der Steuerbehörde mitgetheilt werden. Die 
für das genannte Tabakſurrogat zu entrichtende Abgabe 
iſt von dem Bundesrath auf 65 Mark für 100 kg 
nach Maßgabe ſeines Gewichts in fabrikationsreifem 
Zuſtande feſtgeſetzt worden. Die jährlich zu verwen- 
dende Mindeſtmenge des Surrogats betraͤgt 20 kg. 

Berlin, den 18. Juli 1895. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage.: 
gez. Schomer. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ꝛe. 


Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Poſtverwalters Zaporowitz in Oſche zum Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Oſche II, Kreiſes 
Schwetz, an Stelle des Apothekers Roſentreter in Oſche 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 5. Auguſt 1895. 

Der Ober⸗Präſident. 

Vekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Königlichen Forſtaufſehers Jacob in Zanderbrück zum 
Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 


4) 


vom 12. Juni 1895 genehmige amtsbezirk Zanderbrück, Kreiſes Schlochau, an Stelle 
ch, daß die Grundſtücke, deren Beſitz für die durch des Königlichen Forſtaufſehers Kandt zur öffentlichen 
Reine Ordre vom 9. Mai 1889 befohlene Erweiterung Kenntniß. 


Danzig, den 6. Auguſt 1895. 
Der Ober⸗Präſident. 


Ausgegeben in Marienwerder am 15. Auguſt 1895, 
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5) Bekanntmachung. Löwe hier iſt zum Deichinſpektor der Münſterwalder 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 5 en worden und iſt dieſe Wahl von 

Oekonomen Otto Bartel in Gr. Lubin zum Stellver⸗ ** Mo 10 er en 2. Auguſt 1895 

treter des Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 1 as 8 2 Präsident * 

Gr. Lubin, Kreiſes Schwetz, an Stelle des Beſitzers 7 Die Wi 95 15 19 5 . Mn 5 Hartmann 

Johann Bartel in Gr. Lubin zur öffentlichen Kenntniß. 771 


Danzig, den 8. August 1895 in Baldenburg auf eine weitere Wahlperiode iſt von 


ne mir beſtätigt worden. 
Der Ober⸗Präſident. | Marienwerder, den 3. Auguſt 1895. 
6) Der Königliche Waſſerbau⸗Inſpektor Baurath Der Regierungs⸗Präſident. 
8) Nachweiſung 


der den Kommunalverbänden aus den landwirthſchaftlichen Zöllen des Etatsjahres 1894/95 zu 
überweiſenden Beträge. 


. = 
Be: Sollaufkommen des Etatsjahres Es werden überwieſen aus der 
völkerunge⸗ 1891/92 einſchl. der fingirt veranlagten Hauptſumme 
ahl der 5 1 ' 
Kreis. 1 Grund» Gebäudes a 3 "is im Ganzen 
zählung vomſ ftener. ſteuer. ſteuer. eee den (Sp. 6 u. 7.) 
Dezember (Sp. 3 u. 4.) Bevölkerung] Steuerſoll. 
2 10 lb 1 lb 10 fh 
5 T. 2 5. 
1|*) Stuhm 36 080 88 055 18 391 106 446 16 711 38 230 54 941 
2] Marienwerder 62624 109 539 41717 151 256 29 006 54323 83 329 
3] Roſenberg 46 858 75 841 25 663 | 101 504 21 703 36 455 58 158 
al Löbau 52 047 39 478 22 008 61486 24 107 22 082 46 189 
5 Strasburg 52 316 54 141 23 842 10983 24 231 28 007 52 238 
64 Thorn 81 688 75 012 63 152 138 164 37 836 49 621 87 457 
‘| Sum 45 150 94 090 26214 120 304 20 912 43 207 64 119 
& Graubdenz 59 203 100 663 41 061 141 724 27 421 50 900 78 321 
9] Briefen 39 860 65 539 18 345 83 884 18 462 0 48 589 
100 Schwetz 78 439 95 119 29 980 [ 125099 36 331 44 929 81 260 
111 Tuchel 27 643 31256 9 272 40 528 12 803 14 555 27 358 
12] Konitz 52 456 43 867 25.097 68 964 24 296 24 768 49 064 
13] Schlochau 64 908 57 516 24 181 81 497 30 063 29 269 59 332 
14] Flatow 65 147 77911 26 693 104 604 30 174 37 568 67 742 
155 Dt. Krone 65 679 88 668 29 501 118 169 30 421 42 440 72 861 
Zuſammen 830 098 1 096 495 425 117 [1 521612 | 384477 | 546481 | 930 958 
*) Der auf die im 8 > > 
Kreiſe Stuhm als Feſtgeſteüut Berlin, den 17. Juli 1895. 
A 15 Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 
hörige Lan dmühle In Vertretung: Im Auftrage: 


entfallende Betrag iſt 

beim Regierungsbezirk 

Danzig nachgewieſen. Z— —no 
Vorſtehende Nachweiſung wird hiermit im Auftrage der Herren Reſſort⸗Miniſter bekannt gemacht. 
Marienwerder, den 3. Auguſt 1895. Der Regierungs⸗-Präſident. 


9 Ordnung abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 für die Stadt⸗ 
betreffend die Erhebung eines Zuſchlages zur Brau- gemeinde Hammerſtein nachſtehende Steuerordnung 
ſteuer und einer Bierſteuer in der Stadtgemeinde erlaſſen. 


gez. Meinecke. gez. Haaſe. 


Hammerſtein. J. Zuſchlag zur Brauſt euer. 
—— — § 1. Steuerſatz. 
Auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten Vom 1. April 1895 ab wird von dem im Ge— 


Verſammlung vom 29. März 1895 wird hierdurch in meindebezirke Hammerſtein gebrauten Biere eine Steuer 


Gemäßheit der $$ 13, 18 und 82 des Kommunal- von fünfzig vom Hundert zur Brauſteuer erhoben. 


Ps 
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§ 2. Zeit der Zahlung. 

Der Zuſchlag iſt von den Brauereibeſitzern gleich 
wie die Brauſteuer bei der Anmeldung und Verſteue⸗ 
rung der einzelnen Gebräue oder bei der Einzahlung 
er Fixationsraten an die Stadtkaſſe zu entrichten. 

§ 3. Erſtattungen. 

Für die Erſtattung des Zuſchlages ſind die wegen 
Erftattung der Brauſteuer in § 7 des Geſetzes vom 
31. Mai 1872 gegebenen Vorſchriften maßgebend; ſie 
erfolgt auf Grund einer Beſcheinigung des Königlichen 

aupt⸗Steuer⸗Amts über die bewirkte Erſtattung der 


rauſteuer. 
§ 4. Ausfuhrvergütung. 

Für das vom 1. April ab aus dem Gemeinde: 
bezirke Hammerſtein ausgeführte Bier wird der gezahlte 
Zuſchlag vergütet. Der Anſpruch auf die Vergütung 
wird nur zuverläſſigen und in ſteuerlicher Beziehung 
unbeſcholtenen Brauern und nur dann zugeſtanden, 
wenn dieſelben nur ſelbſtgebrautes Bier ausführen und 
wenn ſie Bücher führen, aus denen die zur Bierbereitung 
verwendeten Stoffe und deren Menge ſowie der Um 
fang der Bierbereitung und der Vierausfuhr ſich ergiebt. 

ie Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich auf 

nweiſung des Magiſtrats durch die Stadtkaſſe. 

Steuer von eingeführtem Bier. 

§ 5. Steuerſatz. 

Vom 1. April 1895 ab wird von dem in dem 
Gemeindebe irk Hammerſtein eingeführten, auswärts 
gebrauten Bier eine Steuer von fünfundſechszig Pfennigen 
für das Hektoliter erhoben. 

§ 6. Befreiungen. 

Von der Steuer befreit iſt 

a. Bier, welches in Mengen von nicht mehr als 

zwei Litern eingeführt wird. 

b. Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur Durch: 
geführt wird. 

Durchgeführtes Bier iſt auch ſolches, welches 
auf der Eiſenbahn zugeführt, ohne in die Stadt 
eingebracht zu werden, auf dem Bahnhofe lagert 
und demnächſt in den Urgebinden weiter befördert 
wird, oder welches auf der Achſe eingegangen in 
denſelben Gebinden und mit demſelben Fracht⸗ 
briefe weitergeht. 

§ 7. Art, Ort und Zeit der Einfuhr. 
= Alles zur Einfuhr beſtimmte Bier muß in Faſſern, 
deren geaichter Inhalt auf denſelben deutlich in Zahlen 
eingebrannt iſt, oder in vollen für jedes Frachtſtück 
gleichartigen Flaſchen eingehen. 

Die Einführung iſt außer auf den Eiſenbahnen 
nur an den von der ſtädtiſchen Verwaltung beſtimmten 
Stellen und nur in der Zeit von 7 Uhr Morgens bis 
Uhr Abends zuläſſig. 

§ 8. Ueberwachung der Einfuhr. 

Wer von auswärts oder von den Bahnhöfen auf 
Wagen, Karren oder ſonſtige Weiſe Bier in dem Ge⸗ 
meindebezirk ein⸗ oder durch den Gemeindebezirk durch⸗ 
führt, iſt verpflichtet, eine die Namen der Abſender 
und Empfänger und den Inhalt jeder einzelnen Sendung 


enthaltende Nachſteiſung in doppelter Ausfertigung bei 
ſich zu führen und beide Ausfertigungen an den von 
dem Magiſtrate beſtimmten Stellen vorzulegen. Eine 
Ausfertigung wird dem Frachtführer ſofort abgeſtempelt 
zurückgegeben. Jeder Frachtführer iſt verpflichtet, dein 
Aufſichtsbeamten auf Erfordern die Nachweiſung vor: 
zuzeigen. 
§ 9. Zahlung der Steuer. 

Von auswärts eingeführtes Bier muß von dem 
Empfänger ſpäteſtens am Tage nach dem Empfang 
während der üblichen Dienſtſtunden auf der Stadtkaſſe 
verſteuert werden. 

Steuern, welche hiernach an Sonn- und Feſt⸗ 
tagen entrichtet werden müßten, ſind am Vormittage 
des nächſten Werktages zu zahlen. 

Wer Bier empfängt, welches von auswärts ein⸗ 
geführt iſt, hat der Kaſſe eine mit ſeiner Unterſchrift 
verſehene Anzeige in doppelter Ausfertigung vorzulegen, 
aus welcher der Abſender, der Inhalt der Gebinde, 
der Lagerort, Tag und Stunde des Empfanges und 
der Betrag der Bierſteuer erſichtlich ſein müſſen. Eine 
Ausfertigung wird dem Steuerpflichtigen mit Empfangs⸗ 
beſcheinigung zurückgegeben; dieſelbe iſt in einem Sammel⸗ 
hefte aufzubewahren und dem Aufſichtsbeamten auf 
Erfordern vorzuzeigen. 

§ 10. Lagerbuch. 

Wer ſich mit dem Kauf von Bier zum Weiter⸗ 
verkauf oder Ausſchank befaßt, hat über das vom 
1. April 1895 ab unmittelbar von auswärts bezogene 
Bier ein Lagerbuch zu führen. Daſſelbe iſt den im 
8 9 für die Anzeige gegebenen Vorſchriften entſprechend 
einzurichten und jederzeit nebſt dem Sammelhefte der 
Anzeigen zur Einſicht der Aufſichtsbeamten bereit zu 
halten. 

8 11. Durchſuchungen. 

Dem Auffihtsbeanten iſt von denjenigen, welche 
Bier von auswärts bezogen haben, behufs Vornahme 
von Durchſuchungen der Zutritt zu den Räumen, in 
denen das Bier gelagert wird, zu geſtatten. 

III. Zuläſſige Vereinbarungen. 
12 


Der Magiſtrat iſt befugt, mit einzelnen Steuer⸗ 
pflichtigen zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs, 
ferner der Zahlung und Vergütung der Steuer be: 
ſondere Vereinbarungen zu treffen. Die Vereinbarungen 
bedürfen der Genehmigung. 

IN Ser an 
Sol 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer 
Ordnung werden mit einer Strafe von 9 Mark belegt. 
Außerdem iſt im Falle der Steuerhinterziehung die 
hinterzogene Steuer nachzuzahlen. 

Hammerſtein, den 29. März 1895. 

Der Magiſtrat. 
(gez.) Hempel. Daunert. Eggert. 
W. Dreßler. C. Heyſe. 


Vorſtehende Steuerordnung, betreffend die Er⸗ 


A. Grimm. 
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hebung eines Zuſchlages zur Brauſteuer und einer 
Bierſteuer in der Stadtgemeinde Hammerſtein wird 
auf Grund der 85 18, 77, 96 des Kommunalabgaben— 
geſetzes vom 14. Juli 1893 genehmigt mit der Maß⸗ 
gabe, daß die noch der Zuſtimmung der Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörde bedürftige Ordnung erſt mit dem Tage 
der vorſchriftsmäßigen Bekanntmachung in Kraft tritt. 
Marienwerder, den 7. Mai 1895. 
Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
In Vertretung: 
(gez.) Kühne. 
Se, e 


Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr 
Oberpräſident ſeine Zuſtimmung durch Erlaß vom 
14. d. Mts. Nr. 6114 O.⸗P. ertheilt. 

Marienwerder, den 23. Juli 1895. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
10) Ir kunde 
betreffend die Errichtung einer evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinde Rittel, im Kreiſe Konitz. 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten und des evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenraths, ſowie nach Anhörung der Betheiligten 
wird von den unterzeichneten Behörden folgendes feſt⸗ 


geſetzt: 
§ 1. Die Evangeliſchen in Nittel (Gemeinde), 
Rittel (Forſtgut), Karlsbraa, Jeſiorken, Wörth, 
Lottyn, Adl. Neukirch, Butzendorf, Götzendorf, 
Zuckau, Kreis Konitz, werden aus der Kirchen⸗ 
gemeinde Konitz, Diözeſe Konitz, 
die Evangeliſchen in Oſtrowo (Förſterei), 
Plötzno (Förſterei), Czerskerfließ (Schleuſenwärter⸗ 
etabliſſement), Guttowitz, Legbond, Loſini, Jatty, 
Schöndorf, Kreis Konitz, aus der Kirchengemeinde 
Mockrau, Diözefe Konitz, 
die Evangeliſchen in Zappendowo, Dominium 
Luttom, Luttomerbrück, Luttomer⸗Neumühl, Kreis 
Konitz, aus der Kirchengemeinde Tuchel, Diözeſe 
Konitz, ausgepfarrt und zu einer ſelbſtſtändigen 
Kirchengemeinde Nittel mit dem Kirchort Nittel 
vereinigt. 
§ 2. Für die Kirchengemeinde Nittel wird 
in Rittel eine Pfarrſtelle errichtet. 
§ 3. Gegenwärtige Urkunde tritt mit dem 1. Ok⸗ 
tober 1895 in Kraft. 
Danzig, den 29. Juli 1895. 


(L. S.) 
Königliches Konſiſtorium der Provinz Weſtpreußen. 
(gez.) D. Döblin. 
Marienwerder, den 6. Auguſt 1895 
Kgl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Unterſchriften. 
Die Uebereinſtimmung vorſtehender Abſchrift mit 
dem Original wird hierdurch beſcheinigt. 
Marienwerder, den 6. Auguſt 1895. 
Kgl. Regierung, Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


Ei) Bekanntmachung. 
Der für Chriſtian Gerner zu Flötenjtein für 
das Kalenderjahr 1895 zum Steuerſatze von 24 Mark 
ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 448 zur Aus 
übung des Gewerbes als Drehorgelſpieler unter Be 
nutzung eines einſpännigen Fuhrwerks iſt verloren 
gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Als Begleiter waren zugelaſſen Bertha Gerner 
und Peter Komiſchke, beide aus Flötenſtein. 

Marienwerder, den 27. Juli 1895. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 


12) Bekanntmachung. 
Eröffnung des Haltepunkts Schertingswalde für den 
Perſonenverkehr. 


Seit dem 15. Juli d. J. halten die Perſonen⸗ 
züge auch auf dem zwiſchen Mohrungen und Groß 
Hermenau neu eingerichteten Haltepunkt Schertings⸗ 
walde behufs Vermittelung des Perſonenverkehrs nach 
Bedarf und werden Fahrkarten für den Verkehr zii? 
ſchen Schertingswalde einerſeits und den Stationen 
Mohrungen, Gr Hermenau, Liebſtadt i. Oſtpr., Spor⸗ 
tehnen, Oberheide und Wormditt andererſeits durch die 
Zugführer der Perſonenzüge ausgegeben. Etwaige 
Gepäckſtücke werden von Schertingswalde un bgefertigt 
mitgenommen und wird die Fracht hierfür auf der End⸗ 
oder einer Zwiſchenſtation erhoben. 

Näheres iſt bei den obengenannten Stationen zu 
erfahren. 

Königsberg, den 15. Juli 1895. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 


Bekanntmachung. 
Die zur Station Klahrheim gehörige Güterneben— 
ſtelle in Crone a. Br. wird mit Ende September d. J. 
geſchloſſen. 

Soweit in den Frachtbriefen Crone a. Br. als 
Beſtimmungsſtation angegeben iſt, erfolgt die Abferti⸗ 
gung der Sendungen dorthin vom 1. Oktober d. Is. 
ab ausſchließlich auf Bromberg, von wo ſie mit der 
Kleinbahn weiterbefördert werden. 

Danzig, den 7. Auguſt 1895. 

Königliche Eiſenbahn-⸗Direction. 
Bekanntmachung. 

Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur? 
ſprüͤnglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 
die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben ſind. 

In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 


13) 


14) 


4 
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kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung ift aus: gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 


drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf beſtehen. 


| Die Frachtbegünſtigung N Die Rückbe⸗ 
Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. n Beſcheini⸗ e 
auf den gung ſind muß ee 
| | für Strecken der ermächtigt: innerhalb: 
| 
J. Ausſtellung von Lehr-] München. | 5. bis 8. | Blindenlehr- Sämmtlichen Aus⸗ 4 Wochen nach 
mitteln für Blinde. Auguſt 1895 mittel. Preuß. Staats] ſtellungs⸗ Schluß der 
8 bahnen. [Kommiſſion.] Ausſtellung. 
2. Geflügelausſtellung. Caſſel. 5. bis 7. Geflügel, ſowie desgl. desgl. desgl. 
September | Geräthe und 
| 189. Futtermittel. N 
Danzig, den 3. Auguſt 1895. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
15) Bekanntmachung. auf eine Breite von 3 m verſchmälert. Sämmt⸗ 


Auf Antrag des Kreis-Ausſchuſſes zu Schlochau 
ſoll im Wege des durch das Geſetz vom 11. Juni 1874 
G.⸗S. S. 221) vorgeſchriebenen Verfahrens die Ent⸗ 
ſchädigung für die von dem Gute Dobrin zum Bau 
der Chauſſee von Pr. Friedland nach Grunau in 
Anſpruch genommene Fläche feſtgeſtellt werden. 

Zu dieſem Zwecke habe ich einen Termin auf 
Dienftag, deu 20. d. Mts., 
Nachmittags 3 Uhr 

an Ort und Stelle anberaumt. 

Alle neben dem Eigenthümer und dem Unternehmer 
Betheiligten werden zu dieſem Termine behufs Wahr- 
nehmung etwaiger Rechte unter der Verwarnung geladen, 
daß bei ihrem Ausbleiben die Entſchädigung ohne ihr 
Zuthun feſtgeſtellt und wegen Auszahlung oder Hinter⸗ 
legung das Erforderliche verfügt werden wird. 
Marienwerder, den 12. Auguſt 1895. 

Der Enteignungs⸗Kommiſſar. 

Auffarth, 
Regierungs⸗Aſſeſſor. 
Bekauutmachung. 
Auf Antrag des Gemeindevorſtehers von Schroop 
und der Gutsvorſtände von Grünfelde und Gintro wird 
1) der Weg von Schroop nach Iggeln und zwar 
vom Kreuzungspunkte der Wege ſüdlich von 

Schroop bis zum Grünfelder Erbbegräbniß, nach⸗ 

dem die von Georgensdorf über Gintro nach 


be 


liche Wegeveranderungen treten nach Vollendung 
der bezeichneten Pflaſterſtraße in Geltung. 
Indem ich ſolches zur öffentlichen Kenntniß 
bringe, mache ich hiermit bekannt, daß auf Grund des 
Geſetzes über Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 Einſprüche gegen die Wegeein⸗ 
ziehung bezw. Wegveränderung binnen 4 Wochen zur 
Vermeidung des Ausſchluſſes bei mir geltend zu 
machen jind. 
Amt Grünfelde, den 7. Auguſt 1895. 
Der Amtsvorſteher. 
Bekanntmachung. 
Der Rittergutsbeſitzer Tr. Silber zu Klunkwitz 
hat die Einziehung nachſtehend namhaft gemachter, 
innerhalb der Feldmark Klunkwitz belegener Wege, als 
für den öffentlichen Verkehr überflüſſig, beantragt: 

1) den Weg, welcher von der Straße Klunkwitz⸗ 
Oslowo in weſtlicher Richtung abzweigt und in 
die Chauſſee Laskowitz-Oſche mündet; Länge 
270 Meter, 
den Weg, welcher ſich von der Chauſſee Laskowitz⸗ 
Oſche abzweigt, die Grenze zwiſchen Gut Klunk⸗ 
witz und Gut Pulko reſp. der Kgl. Forſt bildet 
und in die Landſtraßeͤlunkwitz⸗Groddeck mündet; 
Länge 920 Sektar. „ 

Dieſes Vorhaben wird gemäß 8 57, Geſetz 
vom 1. Auguſt 1883 hiermit zur öffentlichen Kenntniß 


17) 


2 


Schroop führende, im Bau begriffene Pflafter: gebracht mit der Aufforderung, Einſprüche hiergegen 
ſtraße dem öffentlichen Verkehr übergeben worden, binnen 4 Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes 


bei dem unterzeichneten Amtsvorſteher geltend zu machen. 

Laskowitz, Kreis Schwetz, den 9. Auguſt 1895. 
Der Amtsvorſteher. 

Ausweiſung von Ausländern aus dem 


aufgehoben. 
2) Ferner wird auf Antrag der genannten Guts⸗ 
vorſtände der Weg von Kalwe über Gintro nach 
Grünfelde, ſoweit derſelbe in Gintroer und Grün- 18) 
felder Flur liegt, bis auf eine Breite von 3 m Reichsgebiet. 
eingeengt. | Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 
Endlich wird der Weg von Grünfelde nach der 1. David Kohnfeld (Cohnfeld), Kaufmann, 
Schroop⸗Jordankener Brücke und zwar von der geboren am 15. November 1854 zu Jaſſy, Ru⸗ 
Abzweigung des Weges Grünfelde-Jordanken und mänien, wegen gewerbsmäßiger Hehlerei (1 Jahr 
ſoweit er Grünfelder Territorium durchſchneidet, 6 Monate Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 13. Fe⸗ 
auf Antrag des Gemeindevorſtehers von Schroop, bruar 1894), von der Königlich ſächſiſchen Kreis: 
und des Gutsvorſtandes von Grünfelde ebenfalls hauptmannſchaft Zwickau, vom 21. Mai d. J. 


3 
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10. 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


. Anna Denk, Dienſtmagd, geboren am 12. Fe⸗ 


bruar 1874 zu Beiderwies, Bezirk Paſſau, Bayern, 
öſterreichiſche Staatsangehörige, wegen gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht, vom Stadtmagiſtrat Paſſau, 
Bayern, vom 22. Juni d. J. 


„Maria Monika (Katharina) Lechner, Fabrik⸗ 


arbeiterin, geboren am 21. Dezember 1875 in 


Neu-Ulm, ortsangehörig zu Finkenberg, Bezirk 


Schwaz, Tirol, wegen Landſtreichens und gewerbs⸗ 
mäßiger Unzucht, vom Stadtmagiſtrat Augsburg, 
Bayern, vom 2. Juli d. J. 


Johannes Andreas Möller, Kupferſchmied, geb. 


am 6. März 1844 zu Kopenhagen, däniſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und Bet⸗ 
telns, vom Königlich preußiſchen Regierungsprä⸗ 
ſidenten zu Potsdam, vom 15. Juli d. J. 


Maria Mühlberger, geb. am 14. Februar 


1874 zu Ried, Oberöſterreich, öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörige, wegen gewerbsmäßiger Unzucht und 
falſcher Namensangabe, von der Königlich bayeri- 
ſchen Polizei⸗Direktion München, vom 30. Juni 
d. Is. 


Boris Oſkolkow, Goldarbeiter, geboren am 


10. Juli 1863 zu Sſamara, Rußland, ruſſiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, vom 
Königlich bayeriſchen Bezirksamt Kiſſingen, vom 
26. November v. J. 


. Sofef Polata, Tagelöhner, geboren im März 


1857 zu Wlkonic, Bezirk Strakonic, Böhmen, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt Ingolſtadt, 
vom 4. Juli d. J. 


Franz Winter, Weber, geboren am 6. No 


vember 1854 zu Skalka, Böhmen, öſterreichiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Bettelns, von der Poli⸗ 
zeibehörde zu Hamburg, vom 18. Juli d. J. 


„Karl Engliſch, Schloſſergeſelle, geboren am 


11. Oktober 1838 zu Bautſch, Bezirk Sternberg, 
Mähren, wegen Bettelns, von der Königlich ſächſi⸗ 
ſchen Kreishauptmannſchaft Zwickau, vom 21. Juni 
d. Is 


5 Alexander Jacubelski, Arbeiter, geboren im 


Jahre 1870 zu Grajewo, Gouvernement Suwalki, 
Polen, ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens und verſuchten Betruges, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
werder, vom 5. Mai d. J. 

Franz Koeck, Tagelöhner, geboren im Oktober 
1838 zu Biechelbach, Bezirk Reutte, Tirol, öſter⸗ 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns und 


groben Unfugs, vom Königlich bayeriſchen Bezirks 


amt Füßen, vom 17. Juni d. J. 
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19) Perſonal⸗Chronik. 
Die Wahl des Kaufmannes Carl Mathes zum 
unbeſoldeten Stadtrath der Stadt Thorn iſt beſtätigt 


worden. 


20) Erledigte Schulſtellen. 
Die Schullehrerſtelle zu Remmen, Kr. Schlochau, 
wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um bie 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Gerner zu Pr. Friedland zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Blondzmin, Kreis Schwetz, 
wird zum 1. September cr. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Menge zu Tuchel zu melden. 

Die 2. Schullehrerſtelle zu Knakendorf, Kreis 
Dt. Krone, wird zum 1. November cr. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die? 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei der Königlichen Kloſterkammer zu 
Hannover zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Dombrowken, Kreis Ma⸗ 
rienwerder, wird zum 1. November d. J. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn von Homeyer zu Mewe zu melden. 


Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 


Die Erhebung des Brückengeldes an der früheren 
Eiſenbahn⸗Brücke bei Dirſchau ſoll vom 15. November 
d. Is. ab auf den beſtimmten Zeitraum von 3 Jahren, 
bezw. auf 1 Jahr, mit ſtillſchweigender Verlängerung 
auf ein neues Jahr, wenn nicht 6 Monate vor Ablauf 
des Pachtjahres gekündigt wird und unter Steigerung 
der vorherigen Pachtſumme um 2% verpachtet werden 
und iſt zur Abgabe der Pachtgebote ein Termin auf 

Dienſtag, den 3. September 1895, 

Vormittags 10 Uhr 
im Dienſtgebäude der Königlichen Waſſerbauinſpektion 
zu Dirſchau anberaumt. 

Die näheren Pachtbedingungen werden im Bie 
tungs⸗Termin bekannt gemacht, können aber auch vorher 
im Geſchäftszimmer der unterzeichneten Waſſerbau⸗ 
Inſpektion während der Dienſtſtunden eingeſehen werden. 

Zur Sicherung des Pachtgebots iſt von jedem 
Bieter eine Kaution von 300 Mark bei Beginn des 
Termins niederzulegen. 

Dirſchau, den 7. Auguſt 1895. 

Königliche Waſſerbauinſpektion. 


21) 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 33.) 
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